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Steuergesetz-Abstimmung 
für mehr Gerechtigkeit
Wegweisende steuerpolitische Abstimmung vom 24. Februar 2008

SP, Grüne, Gewerkschaften und 
EVP stellen der Grossratsvorlage 
einen eigenen Volksvorschlag 
gegenüber, welcher Steuerent-
lastungen stärker Familien mit 
Kindern statt ganz hohen Ein-
kommen zukommen lässt und 
mehr Rücksicht auf die Gegenfi-
nanzierung nimmt. Im Grossen 
Rat unterlag der Vorschlag mit 
81:71 Stimmen.

Bernhard Antener

Ende Februar stimmen wir über die 
Ausgestaltung eines Teils des kanto-
nalen Steuergesetzes ab. SP, Grüne, 
Gewerkschaften und EVP stellen 
der Grossratsvorlage einen eigenen 
Volksvorschlag gegenüber, welcher 
Steuerentlastungen stärker Familien 
mit Kindern statt ganz hohen Ein-
kommen zukommen lässt und mehr 
Rücksicht auf die Gegenfinanzierung 
nimmt. Im bürgerlich dominierten 
Grossen Rat unterlag der Volksvor-
schlag mit 81:71 Stimmen. 

Die nachfolgenden Auszüge aus 
meinem Votum im Grossen Rat listen 
die wichtigsten Punkte unseres An-
liegens auf.

«Wenn man den bürgerlichen 
Sprechern zugehört hat, könnte man 
fast meinen, dass mit dem Volksvor-
schlag eine allgemeine Steuererhö-
hung in diesem Kanton verbunden 
ist, so wird über die Vorlage hergezo-
gen. Tatsache ist aber, dass eine über-
wiegende Mehrheit aller Familien 
mit Kindern mit dem Volksvorschlag 
mehr profitiert als mit der vom Gros-
sen Rat verabschiedeten Teilrevision 
des Steuergesetzes.

Entlastung für Familie und 
Mittelstand
Wir stehen auch heute noch dafür 
ein, dass die aus dem NFA resultie-
renden Entlastungen für gezielte 
Steuersenkungen eingesetzt werden. 
Die Vorlage ist im Verlauf der Debat-
ten mit zusätzlichen Steuersenkun-
gen angereichert worden, so dass 
sie für uns vom Umfang und von der 
Gewichtung her eine Dimension und 
eine Stossrichtung angenommen 
hat, welche wir nicht mehr voll mit-
tragen können. Sämtliche Anträge 
von rot-grüner Seite, welche dazu 
beigetragen hätten, ein Referendum 
zu vermeiden, sind abgeschmettert 
worden. Dieses Verhalten der bürger-

lichen Seite war verantwortlich dafür, 
dass wir zum Instrument des Volks-
vorschlages greifen mussten. Damit 
können wir unseren Vorstellungen 
einer Steuergesetzrevision, welche 
den Grundsätzen einer Besteuerung 
nach der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit und dem Primat der Steuer-

gerechtigkeit besser nachlebt, zum 
Durchbruch verhelfen. Die Differen-
zen zwischen den beiden Vorlagen 
sind nicht riesig – aber wichtig. Der 
Volksvorschlag setzt – wie der Name 
sagt – auf die steuerliche Entlastung 
für Familien und den Mittelstand. 
Er setzt die Gewichtungen bewusst 

 anders und erreicht über die höheren 
Kinderabzüge das Ziel besser als die 
Grossratsvorlage. Bis zu einem Brut-
toeinkommen von 170 000 Franken 
bringt der Volksvorschlag einer Fa-
milie mit zwei Kindern höhere Ent-
lastungen als die Grossratsvorlage. 

Vermögenssteuer senken
Die Senkung der Vermögenssteuer, 
die der Volksvorschlag auch enthält, 
aber auch die Wirkungen der Vermö-
genssteuerbremse, bringen auch Bes-
serverdienenden Entlastungen. Es ist 
eine Tatsache, dass gerade Leute mit 
einem hohen Einkommen regelmäs-
sig auch ein Vermögen haben – und 
letztlich zählt für den Einzelnen die 
Gesamtbelastung. Hier darf man sich 
auch nicht nur von den Kantonsver-
gleichen leiten lassen. Die in letzter 
Zeit viel diskutierte Vermögenssteu-
erbremse erscheint in keinem Kan-
tonsvergleich – zeigt aber sehr breit 
durchaus Wirkungen.

Unverständliche Haltung 
der Bürgerlichen
Der Volksvorschlag nimmt deutlich 
mehr Rücksicht auf die Gegenfinan-
zierung. Bei der Grossratsvorlage 
fehlen beim Kanton für die vollstän-
dige Gegenfinanzierung rund 60 Mio. 
Franken oder ein halber Steuerzehn-
tel. Beim Volksvorschlag sind es nur 
noch 26 Mio. Franken. Auch wenn im 

Finanzplan die Zahlen der Grossrats-
vorlage eingestellt sind, so darf man 
sich nicht blenden lassen. Die Aus-
wirkungen des NFA sind noch lange 
nicht gesichert. Bisher basieren wir 
auf Simulationsrechnungen und Pro-
gnosen. Die effektiven Zahlen stehen 
noch aus. 

Was uns überhaupt nicht ein-
leuchtet, ist die Haltung der bürgerli-
chen Fraktionen zum Volksvorschlag. 
Wie kann man Ja zu Steuersenkungen 
von 289 Mio. Franken sagen und Nein 
zu Senkungen von 238 Mio. Franken? 
Da ist der Regierungsrat viel kon-
sequenter. Er sendet das eindeutige 
Signal aus, dass er eine Steuersenkung 
im Interesse seiner Bürgerinnen und 
Bürger will, und macht für sich eine 
Interessenabwägung bei der Stich-
frage zu Gunsten des Volksvorschla-
ges. Eine Gewichtung, welche wir 
sehr gut nachvollziehen können und 
die von Verantwortungsbewusstsein 
und einer langfristigen und ganz-
heitlichen Sichtweise geprägt ist.» 

In der Januar-Nummer des links.be 
werden verschiedene Belastungsver-
gleiche publiziert, damit der Vorteil 
des Volksvorschlags von den Leserin-
nen und Lesern direkt nachvollzogen 
werden kann. 

Bernhard Antener ist SP-Fraktionsvize-
präsident
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Ricardo Lumengo – Polit-Star wider Willen
Viel Publizität beim Amtsantritt des überraschend gewählten Nationalrates aus Biel

Ein Politiker steht voll im Ram-
penlicht, das er nicht selber 
suchte –  das ist ein ausserge-
wöhnlicher Fall. Die Weltpresse 
hat den ersten Nationalratstag 
des ehemaligen Asylbewerbers 
verfolgt – Ricardo Lumengo lässt 
das alles mit kritischer Distanz 
und etwas Ironie an sich vorbei-
ziehen.

Rosmar ie Bor le

Ricardo Lumengo sitzt im verein-
barten Restaurant und telefoniert 
freundlich, notiert Daten in seinen 
Notizblock, der randvoll beschrie-
ben ist. Diesmal will ihn der Kanton 
Zug buchen, für ein Migrationsmo-
dell.  Kein Zweifel, der sympathische 
Mann ist gefragt, begehrt und drei 
Tage nach seinem Start als Parlamen-
tarier überall bekannt.

mal jemand nicht freundlich wäre, 
würde ich nett lächeln», grinst er  wie 
ein grosser Lausbub. Als «schwarzes 
Schaf» hat er sich selbst bezeichnet, 
das den Weg ins Bundeshaus gefun-
den hat. Aber eigentlich will Ricardo 
Lumengo nur ernst genommen wer-
den, als Politiker, als Mensch und 
Mann, der zwar eine dunkle Haut-
farbe hat, aber sonst ganz normal 
behandelt werden möchte.

«Der erste Tag war genau so, wie 
erste Tage überall sind», sagt er lä-
chelnd auf die nicht sehr originelle 
Frage. «Ich muss noch vieles ordnen, 
Dossiers anlegen und so, lieber wür-
de ich zu Wesentlichem etwas bei-
tragen, aber das braucht wohl noch 
etwas Zeit.» Zeit will er sich auch 
mit dem Einreichen von Vorstössen 
machen, wohl eher nicht in dieser 
Session. Eine sogenannt schnelle 

Karriere habe er gemacht, ist überall 
zu lesen. Ricardo Lumengo verweist 
auf jüngere ParlamentarierInnen, die 
noch rascher aufgestiegen sind. «Das 
ist heute nichts Besonderes mehr»,  
wehrt er ab.

Warum zur SP?
Unterstützung und Verständnis hat 
Ricardo Lumengo als junger Asyl-
bewerber von CVP und SP erhalten, 
«aber mein soziales Konzept und 
mein gesellschaftliches Programm 
waren nahe dem der SP. Ich wurde 
dort nie benachteiligt, aber auch 
nicht besonders gefördert. Das war 
mir recht, ich wollte ja auch keine 
Privilegien.»

Im Nationalrat wundert er sich 
wie alle Neuen über den hohen Lärm-
pegel und das undisziplinierte Ver-
halten vieler Parlamentsmitglieder. 

Ricardo Lumengo hat eine beispiel-
lose Karriere gemacht, so schnell 
macht ihm das niemand mehr nach. 
«Wenn ich heute in die Schweiz kä-
me, hätte ich nicht mehr  die gleichen 
Möglichkeiten. Die Rechte von Zu-
wanderern wurden mehrmals einge-
schränkt. Wir können nur versuchen, 
diese Veränderungen rückgängig zu 
machen», bedauert er.

Seinen Erfolg wollte der beschei-
dene Polit-Profi in seiner alten Hei-
mat Angola nicht gross verbreiten, 
innerhalb der Familie und des Freun-
deskreises. «Aber ich hatte keine 
Chance, die wussten alle schon alles 
aus dem Internet und dem Fernse-
hen», strahlt Ricardo mit seinem um-
werfenden Lachen. Bonne chance!

Rosmarie Borle ist Journalistin BR und 
 Redaktorin links.ch

Geboren am 22. Februar 1962, le-
dig, Vater von 2 Kindern, Jurist, ehe-
mals Bieler Stadtrat und Grossrat im 
Kanton Bern. 1982, mit zwanzig Jah-
ren, kam er als Asylbewerber in die 
Schweiz, weil er in Angola als politisch 
aktiver Student verfolgt wurde. In der 

Schweiz bekam er nach ein paar Jahren 
die Aufenthaltsbewilligung, studierte 
in Fribourg Jura und arbeitet heute als 
juristischer Berater am interkulturellen 
Begegnungszentrum «Multimondo» in 
Biel. Gleichzeitig ist er auch als juris-
tischer Berater beim Sekretariat des 

Gewerkschaftsbundes in Biel tätig. Er 
ist seit zehn Jahren Schweizer. 
Ricardo Lumengo trat 1996 der SP 
bei, er lernte 8 Sprachen: Französisch, 
Deutsch, Portugiesisch, Englisch, Spa-
nisch und drei afrikanische Sprachen: 
Kikongo, Kikongo ya Leta und Lingala.

L E B E N S S TAT I O N E N  V O N  R I C A R D O  L U M E N G O

Ricardo Lumengo 
zum Thema Migration
«Es ist empörend und unzulässig, alle 
Ausländer zu verunglimpfen, weil 
sich ein paar wenige schlecht verhal-
ten und strafbar machen. 
Ich glaube daran, dass die Menschen 
reif sind und genug Menschenver-
stand haben, um dieses Problem 
differenziert zu betrachten und so die 
gerechteste Lösung zu finden. 
Ich bin mir dieser Probleme voll be-
wusst, und  bin bestrebt, dass gegen 
kriminelles und gewalttätiges Ver-
halten von Migranten und auslän-
dischen Jugendlichen vorgegangen 
wird.
Die Menschen, die in diesem Land 
leben möchten, sollen den Willen zur 
Integration zeigen und unsere Geset-
ze und Bräuche respektieren.» 

Der Auftritt von Neo-SP-National-
rat Ricardo Lumengo hat weltwei-
tes Aufsehen erregt. Internationale 
Journalisten begleiteten den ersten 
Schwarzen im Schweizer Parlament, 
auch die Schweizer Kolleginnen und 
Kollegen waren zur Stelle.

Schwarzes Schaf
Das hat er gelassen, und etwas amü-
siert, zur Kenntnis genommen. Bis-
her sei er auch unter Parlamentariern 
und vor allem Parlamentarierinnen 
sehr freundlich aufgenommen wor-
den, ohne jede Probleme. «Und wenn 

Ricardo Lumengo BILD: BÉATRICE DEVÈNES
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herrschte, bald wieder ausgeräumt 
ist. «Ich hoffe, dass es mir gelingt, die 
heute verärgerte SVP mit ins Boot zu 
nehmen und mit ihr konstruktiv zu-
sammenzuarbeiten, damit wir unse-
re Stärken vereint für Münchenbuch-
see einsetzen können.» Ein grosses 
Anliegen ist Elsbeth Maring die regi-
onale Zusammen arbeit.

«Wollen wir eine eigenständige, 
starke und konkurrenzfähige Ge-
meinde bleiben, müssen wir uns in 
den verschiedenen regionalen Gre-
mien, wie dem VRB (Verein Region 
Bern), dem 38 Gemeinden angehö-
ren, und der kommenden Regional- 
konferenz kompetent einbringen. 
Bereiche wie z. B. Verkehr, Siedlungs-
entwicklung, Wirtschaftsförderung, 
Soziales, Kultur haben gemeinde-
übergreifende Auswirkungen.»

Elsbeth Maring, die immer be-
rufstätig war, vergisst natürlich nicht, 
ihrer Familie für die Unterstützung 
zu danken. «Es war nur so möglich.» 
Aber wer künftig zu Hause einkauft, 
ist noch nicht ganz geklärt …

frauen
Münchenbuchsee in SP-Frauenhand
Elsbeth Maring-Walther ist die erste vollamtliche Gemeindepräsidentin im Kanton Bern

Nach einem etwas unschönen 
Wahlkampf zieht die mit 51,7 
Prozent der Wählerstimmen 
knapp gewählte Elsbeth Maring-
Walther als Chefin ins Gemein-
dehaus. Das neue Vollamt wird 
das Alltags-Leben der Lehrerin 
mit Managementausbildung 
sehr verändern.

Rosmar ie Bor le

Im schönen, hellen Haus in Mün-
chenbuchsee stehen noch viele  
Blumensträusse und eine rote Rose 
von Barbara Egger im Wohnzimmer. 
Der Kampf ist mit 1732 gegen 1640 
Stimmen knapp gewonnen, der Här-
tetest vorbei, Elsbeth Maring kann 
ein  bisschen politisch verschnaufen, 
 bevor es am ersten Januar offizi-
ell mit dem neuen Amt losgeht. Ein 
neuer Lebensabschnitt war sowieso 
angesagt, unabhängig vom Wahl-
ausgang. «Meine beiden Kinder sind 
erwachsen, auch darum hat sich 
eine neue Lebensorganisation auf-
gedrängt. Etwas  Neues hätte ich im 
2008 auf jeden Fall begonnen», sagt 
Elsbeth Maring bestimmt. Nun ist es 

das Amt der Gemeindepräsidentin, 
aber auch hier kann sie ihre Manage-
mentausbildung mit dem Diplom in 
Unternehmensführung/Unterneh-
mensorganisation und Personal-
management bestens brauchen. Als 
Sportlerin, vor allem in der Lieblings-
sparte Fechten, ist sie sich gewöhnt, 
ausdauernd und hoch konzentriert 
zu wirken. Sie geht voll  motiviert mit 
feiner Klinge in dieses «Gefecht» und 
ist zuversichtlich, dass die Missstim-
mung, die während dem Wahlkampf 

Gratulationscommuniqué 
der SP-Frauen
Mit der SP-Frau Elsbeth Maring-Wal-
ther als Gemeindepräsidentin von 
Münchenbuchsee wurde die erste 
vollamtliche Gemeindepräsidentin 
im Kanton Bern gewählt. Dies ist ein 
weiterer wichtiger Schritt aus frau-

enpolitischer Sicht auf dem Weg zur 
tatsächlichen Gleichstellung. Die SP-
Frauen freuen sich ausserordentlich 
über diese Wahl. Dieser Erfolg ist ein 
Zeichen dafür, dass die Anstrengun-
gen der SP-Frauen in der Gleichstel-
lungspolitik auch auf dieser Ebene zu 
greifen beginnen.

P R E M I E R E  A U F  G E M E I N D E E B E N E

Elsbeth Maring-Walther ergänzt 
und antwortet
Ich lebe gerne in Münchenbuchsee, 
weil …
■ ich hier aufgewachsen und ver-
wurzelt bin
■ sich Münchenbuchsee zu einer 
attraktiven Agglomerationsgemein-
de entwickelt hat (gute Infrastruktur 
– vor allem attraktiv für Familien, mit 
ÖV bestens erschlossen – in nur 8 
Minuten in der Stadt Bern, schönes  
Naherholungsgebiet, Dorfcharakter 
bewahrt).

Ich hoffe, es gelingt mir …
■ die Mitarbeitenden mit ins neue 
Boot zu holen, sie zu motivieren mit 
mir  am gleichen Strick zu ziehen und 
unter meiner Führung gute Leistun-
gen zu  erbringen
■ mit dem Gemeinderat in der 
neuen Zusammensetzung ein gutes 
Team zu  bilden, nach den Wahlen 
die Partei fronten wieder aufzubre-
chen, so dass konstruktiv, lösungso-
rientiert und weitsichtig im Interesse 
aller  Bürge rinnen und Bürger dis-
kutiert, entschieden und gehandelt 
werden kann.

Für 2008 wünsche ich mir für Mün-
chenbuchsee …
■ dass im Sinne einer sinn- und 
massvollen Weiterentwicklung der 
Gemeinde die anstehenden wich-
tigen Geschäfte von den Stimm-

bürgerinnen und  Stimmbürgern gut-
geheissen und an der Urne mit einer 
möglichst hohen  Stimmbeteiligung 
angenommen werden.

Welches sind die dringlichsten Auf-
gaben, die Münchenbuchsee lösen 
muss?
■ die Finanzen wieder ins Lot zu 
bringen
■ die Schulraumplanung umzuset-
zen
■ Ausbau der familienergänzenden 
Kinderbetreuung
■ damit die Gemeinde sich weiter-
entwickeln kann, angemessen Bau-
land einzuzonen
■ die Beteiligung der Gemeinde 
Zollikofen am Sportzentrum Hirzen-
feld
■ genügend erschwinglicher Wohn-
raum für das Wohnen im Alter.

Was kann in der Gemeinde und im 
Verwaltungsablauf verbessert wer-
den?
■ Kommunikations- und Informati-
onswege klären und neu definieren.
 
Auf was bist du in der Gemeinde be-
sonders stolz?
■ auf unser vielfältiges Infrastruktur-
angebot für Familien – vor allem auf 
die Kindertagesstätte Läbihus.

«Etwas  Neues hätte 

ich im 2008 auf jeden 

Fall begonnen.»

Elsbeth Maring freut sich auf das neue Amt BILD: ZVG



Erste ökologische Siedlung 
mit nachhaltigem Mobilitätsmix 
der Region
 
Im Oberfeld in Ostermundigen 
wird in den nächsten 2 Jahren 
eine erste Etappe für eine Sied-
lung mit etwa 150 Wohneinhei-
ten realisiert, in der Nachhaltig-
keit gross geschrieben wird. 

Chr ist ian Zeyer

Ziel ist es, nicht nur im energieeffi-
zienten Minergie-P-Eco-Standard zu 
bauen, sondern auch Angebote zu 
realisieren, die es leicht machen, oh-
ne eigenes Auto zu leben. 

Genossenschaft als Motor
Nach einer intensiven Phase der 
Vorbereitung werden nun Genos-
senschafterInnen gesucht, die den 
Traum vom nachhaltigen Wohnen 
reali sieren wollen. Eine Wohnbau-
genossenschaft ist ein ideales Mittel, 
um eine solche Siedlung zu realisie-
ren. Die gemeinsame Realisierung 
von Wohnraum ist für die zukünftigen 
Bewohner- und BesitzerInnen einfa-
cher und günstiger als individuel les 
Bauen. Mit 1000 Franken ist man 

bereits als GenossenschafterIn da-
bei – mit zwei Anteilscheinen à 1000 
Franken ist ein Wohnrecht gesichert.

Verkauf steht kurz bevor
Das ideal mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln erschlossene Oberfeld liegt 
am Dorfrand von Ostermundigen, 
direkt an ein bewaldetes Naherho-
lungsgebiet angrenzend. 

Das Grundstück gehört der-
zeit noch der Stadt Bern, welche es 
Anfang 2008 verkaufen will. Neue 
GenossenschafterInnen helfen zu-
sätzlich, die Kaufverhandlungen mit 
dem notwendigen Gewicht voranzu-
treiben. 

Hohe Energieeffizienz
Obwohl bei Neubauten zunehmend 
in eine bessere Energieeffizienz in-
vestiert wird, bildet der Standard Mi-
nergie-P-Eco noch eine Ausnahme. 
Damit wird das Thema Nachhaltig-
keit ernst genommen: 

Gebäude, die in diesem Standard 
erbaut sind, haben im Vergleich zu 
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normalen Neubauten einen viermal 
tieferen Heizenergieverbrauch. Aus-
serdem wird bei der Auswahl der Ma-
terialien auf ökologische Verträglich-
keit geachtet.

Mobil – auch ohne eigenes Auto
Mobilität hat viele Gesichter. Wer sein 
Fortbewegungsmittel flexibel wählen 
kann, gewinnt Zeit, Lebenslust und 
unterstützt die Fitness. Ein kluger 
Mix von Strecken zu Fuss, mit dem 
Velo, der Bahn und dem Auto kann 
alle Bedürfnisse befriedigen und ist 
praktisch – wenn alle Angebote leicht 
erreichbar sind. Im Oberfeld sollen 
die dazu notwendigen Infrastruk-
turen geschaffen und durch Dienst-
leistungen wie z. B. einen Hausliefer-
dienst ergänzt werden.

Mehr Infos und Anmeldung unter:
www.wohnen-im-oberfeld.ch oder
Tel. 031 318 54 40

Christian Zeyer ist Präsident der Wohnbau-
genossenschaft Oberfeld
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Bye, bye
Das Porträt über Ricardo Lu-
mengo war nach 84 links.be 
Zeitungen und 336 produzier-
ten Seiten meine letzte Tat als 
Redaktorin. Mein Nachfolger, 
Parteisekretär Daniel Furter, 
wird sich in der Januar-Ausgabe 
selber vorstellen.

Ich wünsche ihm viel Glück und 
ebenso zuverlässige (fast ganz 
immer …) und geistreiche Text-
lieferantInnen, wie ich sie hatte. 
Als freie Journalistin werde ich 
weiterhin regelmässig im links.
be zu Gast sein – ab und zu auch 
eine Ausgabe betreuen – darauf 
freue ich mich.

Merci allen für die Mitarbeit – es 
war eine spannende Zeit, mit 
vielen schönen Begegnungen 
und Gesprächen. 

Die nie geschriebenen LeserIn-
nenbriefe von euch lassen nur 
zwei Schlüsse zu: Entweder war 
alles immer so toll und wunder-
bar – oder ihr habt das links.be 
schlicht nicht gelesen …

Rosmarie Borle
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